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Eckpunktepapier zur Kommunalwahl 2026 1 

Antragsteller:innen: AG Kommunalpolitik 2 

 3 

Hinweis zum Charakter des Eckpunktepapiers: 4 

Dieses Eckpunktepapier bildet den Einstieg in den kommunalpolitischen Wahlprozess der 5 
Linken in der Region Hannover. Es ist ein inhaltlicher Rahmen und eine gemeinsame 6 
Orientierung für Kandidierende sowie für Mitglieder und Basisorganisationen. Es handelt sich 7 
ausdrücklich nicht um ein fertiges Wahlprogramm und enthält noch keine Kampagnen- oder 8 
Prioritätensetzungen. Stattdessen beschreibt es Grundwerte, Leitlinien und politische 9 
Erzählungen, die unsere Arbeit in Stadt und Umland verbinden. Gerade für die vielen neuen 10 
Genoss:innen, die noch wenig Berührungspunkte mit Kommunalpolitik hatten, kann es ein 11 
erster Ausblick und eine erste Hilfe sein. 12 

Zum weiteren Prozess: 13 

Das Eckpunktepapier ist ein Ausgangspunkt. Es soll jetzt in allen Basisorganisationen aktiv 14 
und dezentral diskutiert, ergänzt und weiterentwickelt werden. Eingeladen sind alle: 15 
Mitglieder, Aktive und Interessierte. Erfahrungen, Kritik, Ideen und neue Perspektiven sind 16 
ausdrücklich erwünscht – damit dieses Papier die Vielfalt unserer kommunalen Arbeit 17 
widerspiegelt und gemeinsam von unten wächst. Beschlossen werden soll das Papier final 18 
auf der Kreismitgliederversammlung am 24. Januar 2026. 19 

Am 16. Dezember um 18:30 Uhr im FZH Hannover-Linden wird in der Kommunal-AG eine 20 
überarbeitete Version, die die Rückmeldungen aus den Basisorganisationen berücksichtigt, 21 
beraten und als Antrag an die KMV beschlossen. Bis dahin freuen wir uns ausdrücklich auf 22 
Input und Debatte. Sollten in einer Basisorganisation Fragen oder Gesprächsbedarf 23 
entstehen, kann sich jederzeit an die Programmgruppe gewendet werden. 24 

 25 

Solidarische Kommunen für Alle 26 

– sozialistisch, antifaschistisch, antirassistisch, feministisch!  27 

 28 

Leitmotiv: 29 

Unsere Städte und Gemeinden gehören uns allen – all denen, die in ihr leben und nicht denen, 30 
die an ihr verdienen. 31 
Wir, Die Linke Region Hannover, sehen uns als Teil von sozialen Bewegungen, die für eine solidarische 32 
Stadt für alle kämpfen. Eine gerechte Gesellschaft entsteht nicht von allein – sie wird in 33 
Nachbarschaften, Bewegungen und Betrieben von unten erkämpft. Unsere Stärke liegt darin, unsere 34 
Kämpfe zu verbinden – für eine Kommune, die sich an den Bedürfnissen der Menschen orientiert, nicht 35 
am Profit. Eine Kommune, in der alle mitbestimmen können, wie sie leben wollen – gemeinsam und 36 
solidarisch. 37 

 38 

Kernkonflikt: 39 

Wir erleben, dass die Schere zwischen Arm und Reich immer größer wird. Wenige häufen riesige 40 
Vermögen an, während der Großteil von uns mit steigenden Preisen und stagnierenden Löhnen zu 41 
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kämpfen hat. Solange Kapitalinteressen bestimmen, wie wir leben, bleiben soziale und ökologische 42 
Krisen bestehen. Der Kapitalismus durchzieht unser Leben in allen Bereichen. Wir kämpfen für eine 43 
sozialistische Gesellschaft, in der das, was wir schaffen, auch uns gehört – gemeinsam und gerecht 44 
verteilt. 45 

1. Bezahlbares Wohnen statt Profite mit Miete 46 

Wohnen ist ein Grundrecht – keine Ware. Doch während Mieten erhöht werden und Menschen aus 47 
ihren Vierteln verdrängt werden, machen Konzerne und Investoren Profite mit unserem Zuhause. 48 
Wir holen uns den Wohnraum zurück und organisieren Widerstand gegen große 49 
Immobilienkonzerne, Wuchermieten, Leerstand und Spekulation. 50 

– Kommunaler Mietendeckel und konsequente Mietpreisbremse. 51 
– Qualifizierter Mietspiegel; Mieterberatung durch die Kommunen. 52 
– Rekommunalisierung von privatisierten Beständen und perspektivisch die Vergesellschaftung 53 

großer Immobilienkonzerne 54 
– Spekulation stoppen, Zweckentfremdungssatzung in allen Kommunen, Leerstand beenden; 55 

drastische Maßnahmen (Bußgelder, Enteignungen) bei Leerstand und von Vermietern 56 
gewollten Verfall. 57 

– Mietwucher konsequent verfolgen. 58 
– Sozialer Wohnungsbau als Pflicht, mindestens 50% bei Neubauten  59 
– Umnutzung ehemaliger Gewerbeflächen stärken; Innenstädte revitalisieren 60 
– Nachverdichtung vor Flächenverbrauch: Bessere Nutzung des Bestandes, Baulücken 61 

schließen. 62 
– Kommunalen Wohnungsbau fördern. 63 
– Housing First. 64 
– Wohnraum als Gemeingut: solidarische Hausprojekte, Quartiersmanagement, 65 

Genossenschaften, Mieter:inneninitiativen und seniorengerechte Wohnprojekte stärken. 66 
 67 
 68 

2. Öffentliche Daseinsfürsorge & feministische Stadtpolitik 69 

Kommunale Daseinsfürsorge ist die Grundlage sozialer Gerechtigkeit. Privatisierungen, Kürzungen 70 
und Personalmangel gefährden Bildung, Gesundheit und soziale Infrastruktur. Pflege, Bildung und 71 
Fürsorge sind das Rückgrat unserer Gesellschaft – sie gehören in öffentliche Verantwortung, nicht 72 
in den Markt. Wir wollen eine Stadt, die öffentliche Verantwortung stärkt und Sorgearbeit gerecht 73 
organisiert.  74 

– Öffentliche Daseinsfürsorge sichern und ausbauen – keine Privatisierung, keine Kürzungen. 75 
– Schulen, Kitas, Gesundheitszentren endlich sanieren – in Bildung und Versorgung investieren 76 

statt sparen. 77 
– Barrierearme Stadtentwicklung – Teilhabe für alle. 78 
– Kommunale Gesundheitsversorgung gewährleisten – wohnortnah, barrierearm und für alle 79 

zugänglich, von medizinischen Versorgungszentren (MVZ) bis zur Zentralklinik. 80 
– Förderung von Geflüchteten- und Integrationsbeiräten.  81 
– Bleiberecht, gleiche Rechte und soziale Sicherheit für alle, die hier leben, dürfen keine Vision 82 

sein, sondern sind kommunale Pflicht. 83 
– Ausbau niedrigschwelliger, kostenfreier Sprachangebote für alle Altersstufen. 84 
– Strukturelle Diskriminierung von FLINTA* und queeren Menschen bekämpfen. 85 
– Mehr Schutzräume, ausreichend Plätze in Frauenhäusern (die keine Transfrauen abweisen), 86 

verlässliche Finanzierung. Sicherheit darf keine Frage von Geld sein. 87 
– Konsequente Bekämpfung patriarchaler Gewalt; umfassende rechtliche Unterstützung der 88 

Betroffenen; Präventionsangebote müssen auch bei den potenziellen Tätern ansetzen.  89 
– Örtliche Beratungsstellen fördern und unterstützen. Der Zugang zu Hilfseinrichtungen und 90 

Beratungsstellen muss sichergestellt werden. 91 
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– Sorgearbeit als gesellschaftliche Verantwortung begreifen – feministische Perspektive in allen 92 
kommunalen Planungen verankern. 93 

– Öffentliche digitale Infrastruktur statt Abhängigkeit von Konzernen – freie Software, 94 
Datenschutz und Zugang für alle. 95 

3. Gemeinsam für gute Arbeit und faire Löhne 96 

Tag für Tag halten Beschäftigte in Kitas, Pflege, Verkehr und Verwaltung die Stadt am Laufen. Viele 97 
Menschen stecken weiterhin in prekären Beschäftigungsverhältnissen ohne Alternative. Faire 98 
Arbeitsbedingungen und gerechte Löhne gehören zur öffentlichen Verantwortung. Wir als Linke 99 
Region Hannover sagen: Arbeitskampf ist Klassenkampf!  100 

– Arbeit und öffentliche Aufgaben gehören in öffentliche Hand – Rekommunalisierung statt 101 
Ausverkauf und Privatisierung. 102 

– Faire Löhne nach Tarif und gerechte Arbeitsbedingungen  103 
– Behindertenwerkstätten sollen gut und gerecht bezahlen 104 
– Keine öffentlichen Aufträge an Unternehmen ohne Tarifvertrag und Mitbestimmung. 105 
– Solidarität mit Streiks und Beschäftigtenkämpfen. 106 
– Mehr Personal und Entlastung in kommunalen Einrichtungen und Diensten. 107 
– Qualifizierungsstrategie für mehr Personal sollte gefordert werden, um den Fachkräftemangel 108 

zu bekämpfen. 109 
– Kommunen als Vorbild: Wir stärken Gewerkschaften und Personalräte, indem wir Outsourcing, 110 

sachgrundlose Befristungen und prekäre Beschäftigung in kommunalen Betrieben beenden 111 
und tarifgebundene, sichere Arbeitsplätze schaffen. 112 

 113 
 114 

4. Klimagerechtigkeit jetzt - Energie und Mobilität für alle 115 

In der Region Hannover erleben viele Menschen, was es heißt, wenn Energie und Mobilität nach 116 
Marktlogik organisiert sind: steigende Heiz- und Stromkosten, zu wenig Bus- und 117 
Bahnverbindungen und immer mehr zugebaute Flächen, weil sie Profite bringen sollen, statt Orte 118 
zu bleiben, an denen Menschen leben, sich begegnen oder Natur erhalten bleibt. Energie, 119 
Mobilität und Stadtplanung müssen dem Leben der Menschen dienen – nicht den 120 
Renditeinteressen großer Unternehmen. Auch kommunale Unternehmen müssen sich an sozialer 121 
Verantwortung messen lassen, nicht an Renditezielen. Dafür braucht es demokratische Kontrolle, 122 
soziale Preisgestaltung und eine klare Ausrichtung auf Klimagerechtigkeit statt 123 
Gewinnmaximierung. 124 

- Mobilität darf kein Luxus sein. Job- und S-Ticket erhalten, fahrscheinlosen ÖPNV als Vision 125 
- Flächendeckender, barrierearmer Ausbau des ÖPNV: Zuverlässige S-Bahnen, Erweiterung des 126 

Stadtbahnnetzes: Erweiterung der S-Bahn: Planung von tangentialen Verbindungen (z.B. 127 
Ringstrecke) 128 

- Bessere Busverbindungen im Umland und Ausbau des SPRINTI!  129 
- ÖPNV-orientierte Siedlungsentwicklung: Keine neuen Wohngebiete ohne gute ÖPNV-130 

Anbindung.  131 
- Die Infrastruktur für Fahrräder ist deutlich preisgünstiger als die für Autos; die Region braucht 132 

ein Netz von Velorouten und Fahrradwegen in jede Ortschaft: für deren Bau kann ggf. auch 133 
enteignet werden. 134 

- Energie als Grundrecht: sozial gerechte Preise, keine Abschaltungen, kein Profit mit 135 
Grundversorgung (vorrangig durch enercity). 136 

- Öffentliche Kontrolle über Energie- und Wärmeversorgung, Ausbau erneuerbarer Energien als 137 
kommunale Aufgabe. 138 

- Sozial gerechte Energiewende: Gebäudesanierungen ohne Verdrängung, lokale Wärmeplanung 139 
aus erneuerbaren Quellen.  140 
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- Nachhaltige Flächennutzungsplanung: Flächen für Windkraft, Klimaanpassungsmaßnahmen 141 
und Kohlenstoffsenken (insbesondere die Moore im Norden Hannovers). 142 

- Bau von Solaranlagen auf allen öffentlichen Bestandsgebäuden, Förderung von 143 
Energiegenossenschaften 144 

- Keine weitere Müllverbrennungsanlage in der Region Hannover. 145 
- Grünflächen schützen und fördern, Bäume und Wasserflächen erhalten, Flächen entsiegeln – 146 

Stadtplanung muss Klima- und Lebensqualität zusammen denken. 147 
- Klimapolitik von unten: gemeinsam mit Beschäftigten, Bewegungen und Stadtteilen Druck 148 

machen für eine sozial-ökologische Wende. 149 
- Nachtflugverbot für den Flughafen Hannover-Langhagen; keines Starts und Landungen für 150 

Privatflieger 151 
- Unterstützung der Neubautrassen der Bahn: Hannover-Bielefeld und Hannover-152 

Hamburg/Bremen 153 
 154 

5. Kultur & Jugend – Gegen Kürzungen, für selbstbestimmte Freiräume 155 

Eine solidarische Stadt braucht Orte, an denen Menschen sich begegnen, ausprobieren und 156 
gemeinsam gestalten können. Kürzungen zerstören kulturelle Strukturen und gefährden so die 157 
Vielfalt unserer Stadt. Kultur und Jugend sind die soziale Basis einer lebendigen Stadt. Kulturelle 158 
und jugendpolitische Freiräume sind Orte des Lernens, der Solidarität und des Widerstands – hier 159 
entstehen neue Ideen und gemeinsame Kämpfe. Diese offenen und solidarischen Räume müssen 160 
geschützt werden – auch vor rechter Hetze und Angriffen.  161 

- Kultur ist Daseinsvorsorge: Kürzungen stoppen, Freie Szene stärken, Kulturarbeit absichern. 162 
- Jugendräume, Zentren und Initiativen dauerhaft sichern – statt Projektförderung auf Zeit. 163 
- Politische Bildung, Selbstorganisation und Teilhabe fördern – Jugendpolitik als demokratische 164 

Praxis von Anfang an. 165 
- Kostenlosen Zugang zu Kultur, Bildung und Freizeit schaffen – unabhängig von Einkommen. 166 
- Öffentliche Räume zurückgewinnen – gegen Kommerzialisierung, für Begegnung und 167 

Selbstgestaltung. 168 
 169 
 170 

6. Solidarische Stadt – antifaschistisch und antirassistisch 171 

Wir lassen niemanden zurück. Wenn Armut, Ängste und soziale Unsicherheit wachsen, profitieren 172 
die Rechten – sie hetzen, spalten und lenken vom eigentlichen Problem ab: der sozialen 173 
Ungleichheit im kapitalistischen System. Wir stehen für eine Stadt, in der Solidarität stärker ist als 174 
Hass, in der alle Menschen sicher und in Würde leben, wohnen und teilhaben können, unabhängig 175 
von Herkunft, Hautfarbe, Religion, sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität oder Behinderung. 176 
Antifaschismus ist für uns kein Zusatz, sondern Grundlage einer gerechten Gesellschaft. 177 
Solidarität kennt keine Grenzen – wir stehen an der Seite aller, die weltweit gegen Unterdrückung, 178 
Krieg, Besatzung und Ausbeutung kämpfen. Antifaschismus heißt Organisierung – gemeinsam 179 
stark machen gegen Angst, Spaltung und Unterdrückung. 180 

- Klare Haltung gegen rechte Hetze, Gewalt und Desinformation – in Verwaltung, Bildung und 181 
öffentlichem Raum. 182 

- Gegen diskriminierende Bezahlkarte für Geflüchtete –für gleiche Rechte und soziale Teilhabe 183 
und Chancengerechtigkeit für alle. 184 

- Bekämpfung von Queer- und insbesondere Transfeindlichkeit innerhalb der Behörden 185 
- Konsequent gegen rassistische und klassistische Diskriminierung bei Wohnungssuche, Arbeit, 186 

Ämtern und in öffentlichen Einrichtungen – gleiche Chancen für alle statt institutioneller 187 
Ausgrenzung. 188 

- Racial Profiling stoppen – unabhängige Beschwerdestellen, Sensibilisierung und Kontrolle von 189 
Polizei- und Ordnungsbehörden. 190 
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- Keine städtischen Räume für Organisationen und Veranstaltungen, die Menschen ausgrenzen 191 
oder Hetze verbreiten. 192 

- Öffentliche Räume gegen rechte Aufmärsche, Polizeigewalt und Verdrängung. 193 
- Unterstützung antifaschistischer, migrantischer, queerer und feministischer Initiativen und 194 

anderen zivilgesellschaftlichen Projekten durch höhere finanzielle Förderungen. 195 
- Kein Werben fürs Sterben. Keine Militarisierung des öffentlichen Raums. Veranstaltungen mit 196 

der Bundeswehr an Schulen sollen ganz verhindert werden. Wenn dies nicht möglich ist, sollen 197 
auch Veranstaltungen mit Kriegsgegner*innen gefördert werden. 198 

- Erinnerungskultur und politische Bildung stärken. 199 
- Aufarbeitung der eigenen kolonialen Geschichte und Benennung in der Gegenwart. 200 

 201 

7. Reichtum umverteilen – Kommunen handlungsfähig machen 202 

Kommunen stehen im Zentrum der sozialen Auseinandersetzung – zwischen öffentlichem Bedarf 203 
und kapitalistischer Verwertungslogik. Einerseits engagieren sich in den Kommunen viele 204 
Menschen ehrenamtlich, andererseits ist das Geld für öffentliche Einrichtungen extrem knapp. 205 
Während die Preise erhöht werden und soziale Aufgaben wachsen, werden kommunale Haushalte 206 
kaputtgespart. Das ist kein Naturgesetz, sondern Politik im Interesse der Wenigen. Wir sagen: Das 207 
Geld ist da, es muss nur anders verteilt werden. Wir brauchen Handlungsspielräume statt 208 
Sparzwang. Dafür müssen wir gemeinsam Druck machen – von unten nach oben. 209 

– Haushalte nach Bedürfnissen statt nach Sparvorgaben ausrichten: Kommunen 210 
handlungsfähig machen statt kaputtsparen. Für eine deutliche verbesserte Finanzausstattung 211 
der Kommunen durch Land und Bund. 212 

– Geld sinnvoll für die Mehrheit einsetzen; keine Prestigeprojekte; Investitionen in soziale 213 
Infrastruktur und öffentliche Aufgaben. 214 

– Gewinne und öffentliche Mittel dorthin lenken, wo sie gebraucht werden – in Stadtteile, 215 
Bildung, Pflege, Kultur und Klima. 216 

– Öffentliche Gelder sollen der lokalen Bevölkerung und Wirtschaft dienen, nicht den Profiten 217 
von Großkonzernen. 218 

– Die sog. Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (ÖPP) lehnen wir ab.  219 
 220 

8. Kollektive Macht durch Organisierung 221 

Veränderung kommt nicht von oben – sie wird durch die Gesellschaft erkämpft. Eine solidarische 222 
Stadt entsteht, wenn Menschen sich zusammenschließen, ihre Stimme erheben und gemeinsam 223 
Druck machen. Organisierung heißt, Verantwortung füreinander zu übernehmen und gemeinsam 224 
Stärke aufzubauen – in Nachbarschaften, Betrieben, Schulen und Bewegungen. Wir wollen eine 225 
Kommune, die das stärkt: die Räume schafft, Ressourcen teilt und an der Seite derer steht, die 226 
sich engagieren. Wir als Die Linke Region Hannover wollen keine Stellvertreter:innenpolitik 227 
machen, sondern gemeinsam um eine bessere Stadt kämpfen. 228 

- Räume und Strukturen für Selbstorganisation schaffen – Nachbarschaftsräte, Stadtteilzentren 229 
und politische Treffpunkte fördern. 230 

- Kommune als Partnerin von Bewegungen, Initiativen und Belegschaften – für Organisierung 231 
statt Stellvertretung. 232 

- Demokratische Mitbestimmung dort, wo Menschen leben und arbeiten – Entscheidungen 233 
gehören in die Stadtteile, nicht nur in Gremien. 234 

- Politik von unten: gemeinsam handeln, solidarisch streiten, Veränderung organisieren. 235 


